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Politische Teilhabe ist ein zentraler Bestandteil jeder Demokratie. Dabei geht es 
nicht um Beliebiges, sondern um freiheitlich ausgestaltete und gesicherte Par-
tizipation in einem pluralistischen Wettbewerb. Gleichzeitig muss die Freiheit 
durch politische Beteiligungsrechte gegen Übergriffe in Form paternalistischer 
Bevormundung oder autoritärer Einschränkungen abgesichert werden. Jürgen 
Habermas hat dies als die normative wie funktionale Gleichursprünglichkeit 
von politisch-partizipativen und freiheitlichen Rechten bezeichnet. Ein subs-
tanzieller und nicht nur formaler Demokratiebegriff muss neben der bloß theo-
retischen Gewährung dieser Rechte auch die praktische Wirklichkeit dieser 
Rechte in den Blick nehmen. Diese Wirklichkeit ist in den meisten westlichen 
Demokratien gegenwärtig geprägt durch nachlassende und asymmetrische Par-
tizipation wie Repräsentation:

– � Die Wahlbeteiligung geht zurück –  dies gefährdet den partizipativen Kern der 
Demokratie.

– � Die soziale Selektivität der Beteiligung nimmt zu – dies verletzt das demokra-
tische Gleichheitsprinzip.

– � Die Wahlergebnisse der Volksparteien erodieren und vermindern damit die 
politische Integrationsfähigkeit just in einer Zeit, in der die heterogener ge-
wordenen Gesellschaften Volksparteien besonders bedürfen.

– � Die Parteien verlieren Mitglieder und damit die Verankerung in der Gesellschaft.

Gegen diese Krisenerscheinungen wurden in den vergangenen Jahren etliche 
Gegenmittel vorgeschlagen. Wir wollen vier Reformvorschläge etwas näher in 
den Blick nehmen.

1. Die Zivilgesellschaft stärken?

Der Rückgang konventioneller politischer Beteiligung (sprich: Wahlen) kann 
prinzipiell auch in repräsentativen Demokratien durch Elemente direkter Parti-
zipation ausgeglichen werden. Volksbegehren, Volksentscheide, Bürgerbewe-
gungen, zivilgesellschaftliche Assoziationen, Petitionen und andere Unterschrif-
tenaktionen sowie Demonstrationen sind Beispiele für alternative und 
ergänzende Formen politischer Partizipation; der Boykott bestimmter Produkte 
oder ein kritisches Konsumverhalten im Allgemeinen sind Beispiele für ein 
weiter gefasstes Verständnis alternativer Partizipationsformen.
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Summary: Political participation in developed democracies is 
steadily decreasing. Voter turnout is in decline, social selecti-
vity of political participation is on the rise. The major political 
parties face the challenge of dwindling membership. 
Strengthening elements of direct democracy or fostering al-
ternative methods of political involvement are insufficient. On 
the contrary, these forms of participation are even more pro-
ne to exclude the poor and less well educated. What is needed 
is a broad range of preventive social, fiscal and educational 
policies which counteract social exclusion of a significant part 
of the population.

Kurzgefasst: Die  aktive Teilnahme am politischen Prozess 
nimmt kontinuierlich ab: Die Wahlbeteiligung geht zurück, die 
soziale Selektivität der Partizipation verschärft sich, die Volks-
parteien verlieren an Bindungskraft und beklagen seit Jahren 
einen massiven Mitgliederschwund. Die Stärkung direkt-de-
mokratischer  Elemente oder alternativer politischer Betäti-
gungsformen wären keine probaten Gegenmittel. Im Gegenteil 
– diese Beteiligungsformen sind noch stärker einer sozialen 
Selektion unterworfen.  Wichtig wäre – neben einer deutliche-
ren Profilierung der Parteien - eine breit gefächerte präventi-
ve Politik, die der dauerhaften sozialen Exklusion großer Be-
völkerungsteile entgegenwirkt.
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Doch es zeigt sich, dass die soziale Selektivität bei den alternativen Partizipati-
onsformen noch wesentlich stärker ausgeprägt ist als bei der Wahl als konven-
tioneller Form der politischen Partizipation. Allein aus diesem Grund können 
zivilgesellschaftliche Assoziationen und Initiativen nie die demokratischen Aus-
fallbürgen niedergehender (Volks-)Parteien sein. Trotz aller positiven Partizipa-
tionsimpulse, die von der Zivilgesellschaft ausgehen können, verstärken diese 
in aller Regel die Tendenz der Exklusion unterer Schichten aus der politischen 
Sphäre. Während sich bei allgemeinen Wahlen die mittleren und höheren Ein-
kommensschichten noch in vergleichsweise geringem Maße stärker beteiligen, 
weisen andere zivilgesellschaftliche Aktivitäten eine sichtbar stärkere Asym-
metrie der Beteiligung zuungunsten der unteren Klassen auf. Bezieht man zu-
sätzlich die erdrückende Dominanz gut gebildeter junger Menschen in den 
Nichtregierungsorganisationen in die Partizipationsbilanz ein, verstärkt sich 
die soziale Schieflage (siehe auch den Beitrag von Sebastian Bödeker, S. 26-29, 
und die Grafiken auf S. 27 dieses Hefts). Zugespitzt formuliert: Die zunehmenden 
zivilgesellschaftlichen Aktivitäten verschärfen gerade jene Exklusionskrank-
heit unserer Demokratie, die sie eigentlich heilen sollen. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen können kein Ersatz für starke Volksparteien und Gewerkschaf-
ten sein.

2. Mehr direkte Demokratie wagen?

Sind die Hoffnungen auf die direkte Demokratie gerechtfertigt? Die direkte De-
mokratie gibt dazu in der Realität wenig Anlass. Volksabstimmungen haben eine 
größere soziale Schieflage als allgemeine Wahlen. Es sind die wohlhabenderen 
und die besser gebildeten Bürger, die das „Volk“ in Referenden vertreten. Ver-
treter einer elitären Demokratie könnten argumentieren, dass dies durchaus 
wünschenswert sei, da dadurch auf gleichsam „natürliche“ Weise unvernünftige 
Entscheidungen „unvernünftiger“ Bevölkerungsschichten unwahrscheinlich 
würden. Dass dies ein substanzloses Argument ist, liegt auf der Hand. Fachkom-
petenz bedeutet schließlich nicht notwendigerweise Gemeinwohlorientierung. 
Die besser Gebildeten vertreten ebenso ihre partikularen Interessen, wie dies 
die weniger gebildeten Wähler tun.

Es soll kein Zweifel aufkommen: Referenden können eine sinnvolle Ergänzung 
in repräsentativen Demokratien sein. Ihre legitimierende Funktion soll nicht 
verschwiegen werden. Doch die Probleme der sozialen Selektivität des demo-
kratischen Systems lassen sich mit direktdemokratischen Verfahren keinesfalls 
lösen.

3. Wahlpflicht einführen?

Der Wahlgang ist die politische Partizipationsform, bei der die soziale Selektivi-
tät am geringsten ausgeprägt ist. Gleichwohl ist auch das Wählen nicht frei von 
sozialer Selektivität. Das Ausmaß der Wahlenthaltung in unterschiedlichen sozi-
alen Gruppen weist insbesondere dann ein starkes sozioökonomisches Gefälle 
auf, wenn die Wahlbeteiligung insgesamt niedrig ist. Mit der Wahlpflicht exis-
tiert ein Mechanismus, der die Wahlbeteiligung massiv anhebt und die soziale 
Verzerrung stark reduziert. Sie wurde in vielen Ländern praktiziert und exis-
tiert in Europa bis heute in Griechenland, Luxemburg, Belgien und Zypern, welt-
weit in über 30 Ländern. Um wirksam die Wahlbeteiligung zu erhöhen, bedarf es 
übrigens keinesfalls drakonischer Strafen. Es reichen schon geringe Geldbeträ-
ge oder symbolische Strafen wie die Aufnahme in ein entsprechendes Nicht-
wählerregister, um die Wahlenthaltung zum Ausnahmefall zu machen. Dies lässt 
sich vor allem mit den ebenfalls sehr geringen „Kosten“ erklären, die der Wahl-
gang bei den Bürgern verursacht: Das Wahllokal ist, zumindest in Europa, nor-
malerweise zu Fuß zu erreichen, der Wahlvorgang nimmt nur wenig Zeit in An-
spruch und ist über den gesamten Wahltag hinweg möglich.

Gleichzeitig sind von einer Wahlpflicht weitere positive Nebeneffekte zu erhof-
fen. Parteien können sich Mobilisierungskampagnen sparen und stattdessen im 
Wahlkampf mehr Wert auf Inhalte legen. Bürger, die bislang der Politik völlig 
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distanziert gegenüberstanden, sind gezwungen, sich Gedanken darüber zu ma-
chen, welche Partei sie wählen sollen. Damit ist die Wahlpflicht auch eine Maß-
nahme der politischen Bildung. Und ganz grundsätzlich lässt sich argumentie-
ren, dass eine der Grundideen des proportionalen Wahlsystems – das Parlament 
als repräsentatives Abbild der Volksmeinung zusammenzusetzen – nur dann 
verwirklicht wird, wenn auch tatsächlich möglichst alle Bürger gewählt haben 
und nicht nur ein bestimmter Teil, der die Bevölkerungsstruktur lediglich ver-
zerrt widerspiegelt. 

Es gibt jedoch auch Argumente gegen die Einführung einer Wahlpflicht. Das 
vielleicht stärkste Gegenargument ist der mit der Wahlpflicht verbundene Ein-
griff in die individuellen Freiheitsrechte. Auch wenn dieser Eingriff minimal ist, 
kann man die Problematik nicht völlig von der Hand weisen. Bevor man aller-
dings den durch die Einführung der Wahlpflicht induzierten Untergang der frei-
heitlichen Demokratie postuliert, lohnt es, den tatsächlichen Freiheitsverlust 
und die damit verbundenen Gefahren zu benennen. Denn auch bei einer Wahl-
pflicht haben alle Bürger natürlich weiterhin die Gelegenheit, keine Partei zu 
wählen oder den Stimmzettel ungültig zu machen. In einigen Ländern gibt oder 
gab es auf Wahlzetteln bereits die Kategorie „none of the above“ („keine/r der 
genannten Parteien oder Kandidaten“). 

Der tatsächliche Freiheitsverlust reduzierte sich durch die Einführung einer 
solchen Wahloption dann lediglich auf die Zeit (30 bis 60 Minuten), die der Wahl-
gang bzw. die Beantragung und Ausführung der Briefwahl kosten. Diese Frei-
heitskosten scheinen deutlich hinter dem zurückzubleiben, was durch eine 
Wahlpflicht an demokratischer Gleichheit und Qualität hinzugewonnen werden 
kann. Der demokratietheoretische Gütertausch heißt: minimale Freiheitsein-
schränkung gegen beachtliche Gleichheitsgewinne. Gleichwohl sollte eine sol-
che die Freiheit einschränkende Maßnahme nur nach einem intensiven öffent-
lichen Diskurs beschlossen werden. 

4. Klare programmatische Konturen schaffen?

Die vierte Option setzt anders als die zuvor genannten nicht an den Institutio-
nen und Verfahren an, sondern richtet sich auf die Angebotsseite des politi-
schen Systems: die Parteien. Studien haben gezeigt, dass die Ausdifferenzierung 
des programmatischen Angebots der zur Wahl stehenden Parteien einen positi-
ven Einfluss auf den Mobilisierungsgrad der Wähler hat. Je deutlicher die Partei-
en unterscheidbar sind, umso höher ist die Wahlbeteiligung. In den vergange-
nen drei bis vier Jahrzehnten haben sich die klassischen Kernwählerschaften 
der Parteien immer weiter aufgelöst. Das hat seine Ursache nicht nur in dem 
fehlenden Willen der Parteien, ein klares programmatisches Profil zu entwi-
ckeln. Die Ausdifferenzierung der sozialen Milieus und die Heterogenisierung 
vormals relativ kohärenter sozialer Gruppen haben es den Parteien auch immer 
schwerer gemacht, sich auf eine Kernwählerschaft zu konzentrieren. 

Insofern haben es die Parteien zwar mit deutlich heterogeneren Wählergrup-
pen zu tun als vor 30 oder 40 Jahren; sie haben allerdings in den vergangenen 
Jahren auch vergleichsweise wenig getan, um ihrerseits auf diese veränder-
ten Rahmenbedingungen zu reagieren. Der Satz, den Angela Merkel vor der 
Bundestagswahl 2009 mehrfach wiederholte, ist ein deutlicher Ausdruck die-
ser Haltung: „Die CDU ist liberal, christlich-sozial und konservativ.“ Es ist der 
Versuch, einen möglichst breiten politischen Raum zu besetzen. Dass zwi-
schen einer christlich-sozialen, konservativen und liberalen Ausrichtung 
auch erhebliche Spannungen, Inkonsistenzen, wenn nicht sogar Unvereinbar-
keiten existieren, wird dabei billigend in Kauf genommen. Es erscheint zwei-
felhaft, ob es die Volksparteien gegenwärtig überhaupt als erstrebenswert 
ansehen, klare Konturen zu entwickeln. Ein klares programmatisches Profil, 
zum Beispiel in Form von konkreten (und: konstanten!) mittel- und langfris-
tigen Vorhaben, böte den Parteien aber durchaus die Möglichkeit, die Wahlbe-
teiligung zu erhöhen. Wenn die Wähler den Eindruck haben, zwischen klar 
erkennbaren Alternativen auswählen zu können, nehmen sie auch verstärkt 
an Wahlen teil.
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Möglicherweise ist die Formulierung und Durchsetzung entsprechender Vorha-
ben wesentlich wirkungsvoller als alle rechtlichen und organisationellen Refor-
men der demokratischen Kerninstitutionen. Diese Vermutung läge zumindest 
dann nahe, wenn die partizipatorische Schieflage lediglich die Konsequenz der 
immer tiefer gewordenen Kluft zwischen Arm und Reich, prekär und gesichert 
Beschäftigten, gut gebildeten und wenig gebildeten Bürgern wäre. Anstatt sich 
also im hoffnungslosen Kampf gegen die Symptome aufzureiben, müssten die 
Ursachen angegangen werden. Diese Ursachenbekämpfung wäre dann zualler-
erst die Aufgabe einer veränderten Bildungs-, Sozial-, Steuer- und Wirtschafts-
politik. Der Beweis, dass Politik auch heute noch in der Lage ist, Ungleichheiten 
zu reduzieren, Märkte zu domestizieren und demokratischer Kontrolle zu unter-
werfen – kurzum: dass Politik die ökonomischen Verhältnisse gestaltet und 
nicht umgekehrt –, könnte auch jenen Teil der Bürgerschaft wieder dazu moti-
vieren, sich politisch zu beteiligen, der sich momentan frustriert und hoff-
nungslos von ihr abgewendet hat.
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Wie Entscheidungsträger in 
Deutschland denken

Wie schätzen jene, die in Deutschland Politik, 
Wirtschaft und Kulturleben prägen, die Zukunft 
der Demokratie ein, was denken sie über Mig-
ration und die Perspektiven Europas? Welche 
Einstellungen haben sie zu diesen zentralen 
Themen der gesellschaftlichen Debatte, wo se-
hen sie ihre Verantwortung? Welche Unterstüt-
zung wünschen sie?
20 Jahre nach der Wiedervereinigung soll eine 
deutschlandweit angelegte Studie Antworten 
auf diese Fragen geben. Die Studie „Entschei-
dungsträger in Deutschland: Werte und Einstel-
lungen“ wird geleitet von Jutta Allmendinger, 
Kooperationspartner sind Michael Hartmann 

vom Institut für Soziologie der TU Darmstadt 
sowie das WZB-Brückenprojekt „Die politische 
Soziologie des Kosmopolitismus und Kommuni-
tarismus“. Als wissenschaftliche Mitarbeiterin-
nen begleiten Katrin Dribbisch und Elisabeth 
Bunselmeyer die Studie am WZB.
Bis März 2012 werden die höchsten Entschei-
dungsträger aus Politik und Verwaltung, Wirt-
schaft und Gesellschaft, Kultur und Wissen-
schaft in persönlichen Interviews befragt. Die 
Studie untersucht die Karrieren und Lebens-
verläufe deutscher Führungskräfte und fragt 
nach deren gesellschaftspolitischen Einstellun-
gen und Handlungsmaximen. Im Ergebnis kann 
so – gut zwei Jahrzehnte nach der Wiederverei-
nigung – ein umfassendes Bild von der „Lage 
der Nation“ aus Sicht jener gezeichnet werden, 
die in Deutschland Verantwortung tragen.


